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07.07.2026 

Schreiben an die Mitglieder des Gesundheitsausschusses des Bundestags 

Änderungsanträge zum GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz – Angemes-
senheitsprüfung ist verfassungsrechtlich geboten 
 
 
Sehr geehrte Mitglieder des Gesundheitsausschusses, 
 
kurz vor der abschließenden Befassung des Gesundheitsausschusses mit dem GKV-Beitragssatzsta-
bilisierungsgesetz möchten wir Sie auf drei Punkte aufmerksam machen, die aus unserer Sicht für die 
Bewertung der am 05.07.2026 bekannt gewordenen Änderungsanträge zum GKV-BStabG von beson-
derer Bedeutung sind. 
 
Der DGVT-BV unterstützt die Erklärung der Bundespsychotherapeutenkammer vom 07.07.2026 aus-
drücklich und vollumfänglich 
 
Die folgenden Hinweise ergänzen diese Erklärung um Aspekte aus unserer Stellungnahme und unse-
rem Forderungspapier vom 22. Juni 2026, die dem Deutschen Bundestag bereits vorliegen.  
 
Erstens: Die Änderungsanträge treffen auf eine bereits erheblich belastete Versorgungslage. Seit 
dem 1. April 2026 ist die von den Krankenkassen durchgesetzte Honorarkürzung um 4,5 Prozent in 
Kraft. Der Gesetzentwurf sieht zusätzlich die Deckelung der bisher extrabudgetären Vergütung und 
die Streichung der Zuschläge zur Kurzzeittherapie vor. Diese Zuschläge bilden den erhöhten Aufwand 
kurzer Behandlungen ab; die unterstellten Mitnahmeeffekte lassen sich empirisch nicht feststellen, der 
Anteil der Kurzzeittherapien blieb seit ihrer Einführung nahezu konstant (vgl. BR-Drucksache 256/26). 
Entfällt der Zuschlag, kehrt sich die Anreizstruktur um: Es ist mit einer Zunahme von Langzeittherapie-
Anträgen und entsprechend steigenden Gesamtausgaben zu rechnen. 
Kommt nun zusätzlich die Streichung der gesetzlichen Verankerung des Anspruchs auf eine ange-
messene Vergütung zeitgebundener psychotherapeutischer Leistungen hinzu, entsteht ein mehrfa-
cher wirtschaftlicher Druck, sich aus der Versorgung gesetzlich Versicherter zurückzuziehen und psy-
chotherapeutische Kapazitäten stärker in den privatärztlichen und Selbstzahlerbereich zu verlagern.  
Besonders bemerkenswert ist, dass die Änderungsanträge selbst eine Übergangsregelung vorsehen, 
damit, so die Begründung, keine kurzfristigen Therapieabbrüche erfolgen müssen. Damit erkennen die 
Änderungsanträge selbst an, dass die vorgesehenen Änderungen Auswirkungen auf die Versorgung 
haben werden. 
 
Zweitens: Die vorgesehene Streichung der §§ 87 Abs. 2c Satz 8 und 87b Abs. 2 Satz 4 SGB V 
schafft keine nachhaltige Einsparung, sondern erhebliche Rechtsunsicherheit. Der Anspruch auf eine 
angemessene Vergütung zeitgebundener psychotherapeutischer Leistungen beruht auf der ständigen 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, die ihn unmittelbar aus Art. 12 Abs. 1 in Verbindung mit 
Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes ableitet. Die genannten Vorschriften kodifizieren diese Rechtspre-
chung. Ihre Streichung beseitigt den verfassungsrechtlichen Maßstab nicht, sondern verlagert seine 
Durchsetzung in langjährige Gerichtsverfahren. Damit werden kalkulierbare Vergütungsregelungen 
durch erhebliche Rechtsunsicherheit und das Risiko späterer Nachvergütungsansprüche ersetzt. Der 
angestrebte kurzfristige Spareffekt droht so, neue finanzielle und rechtliche Risiken zu erzeugen. 
 
Drittens: Die Folgen beschränken sich nicht auf die psychotherapeutische Versorgung oder die ge-
setzliche Krankenversicherung. Bereits die Begründung des Gesetzentwurfs verweist darauf, dass 
Langzeiterkrankungen rund 40 Prozent der krankheitsbedingten Ausfalltage verursachen und psychi-
sche Erkrankungen besonders häufig mit langen Ausfallzeiten verbunden sind. Zudem gehen 42 Pro-
zent aller Frühberentungen auf psychische Erkrankungen zurück.  

https://www.bptk.de/pressemitteilungen/angemessenheitspruefung-ist-verfassungsrechtlich-geboten/
https://www.dgvt-bv.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Aktuelles/20260622_DGVT-BV_Positionspapier_GKV-BStabG.pdf
https://www.dgvt-bv.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Aktuelles/20260622_DGVT-BV_Positionspapier_GKV-BStabG.pdf
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Die ambulante Psychotherapie zählt zu den wirksamsten und zugleich kosteneffizientesten Behand-
lungsformen. Nach Berechnungen der WHO kann jeder in die Behandlung häufiger psychischer Er-
krankungen investierte Euro einen volkswirtschaftlichen Nutzen von zwei bis fünf Euro erzielen. Ein-
sparungen in der ambulanten Psychotherapie führen deshalb nicht zu einer nachhaltigen Entlastung 
der öffentlichen Haushalte, sondern verlagern Kosten in stationäre Behandlungen, verlängerte Ar-
beitsunfähigkeiten und die sozialen Sicherungssysteme. 
 
Die Änderungsanträge verschärfen den Gesetzentwurf in einem zentralen Punkt noch einmal erheb-
lich.  
 
Wir bitten Sie deshalb, diese Änderungen in der abschließenden Beratung nicht mitzutragen und sich 
dafür einzusetzen, dass 
 
- die Streichung der §§ 87 Abs. 2c Satz 8 und 87b Abs. 2 Satz 4 SGB V unterbleibt, 
- psychotherapeutische Leistungen in den Katalog der nach § 87d Abs. 4 SGB V vollständig zu vergü-
tenden Leistungen aufgenommen werden und 
- die Zuschläge zur Kurzzeittherapie erhalten bleiben. 
 
Für ein kurzes Gespräch, auch telefonisch und kurzfristig, stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfü-
gung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Alfred Luttermann und Monika Bormann 
Vorstand DGVT-BV 
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Deutsche Gesellschaft für Verhaltenstherapie – 
Berufsverband Psychosoziale Berufe (DGVT-BV) e. V. 
Bundesgeschäftsstelle 
Corrensstraße 44 
72076 Tübingen 
  
Tel.  07071 9434-10 
E-Mail bv@dgvt-bv.de   
Internet  www.dgvt-bv.de  

facebook   www.facebook.com/dgvt.dgvtbv 
Instagram   www.instagram.com/dgvt_info 
Bluesky    https://bsky.app/profile/dgvt-dgvtbv.bsky.social 
 

 
 
Akzeptanz für psychische Erkrankungen – grueneschleife.com 
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